Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7154 


25. 03. 94 


Antrag 

der Abgeordneten Antje-Marie Steen, Karl Hermann Haack (Extertal), Brigitte Adler, 
Lieselott Blunck (Uetersen), Dr. Ulrich Böhme (Unna), Edeigard Buimahn, Kiaus 
Kirschner, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Walter Kolbow, Dr. Helga Otto, Horst Peter 
(Kassel), Dr. Martin Pfaff, Gudrun Schaich-Waich, Horst Schmidbauer (Nürnberg), 
Regina Schmidt-Zadei, Dr. R. Werner Schuster, Dr. Peter Struck, Uta Titze-Stecher, 
Matthias Weisheit, Hermann Wimmer (Neuötting), Hans-Ulrich Kiose 
und der Fraktion der SPD 


Eindämmung der mit der Tierseuche Rinderwahnsinn verbundenen 
Gesundheitsgefahren für den Menschen (Bovine Spongiforme Enzephaiopathie) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die BSE (Bovine Spongiforme Enzephalopathie), volkstümlich 
„Rinderwahnsinn" genannt, breitete sich besonders im Vereinig- 
ten Königreich explosionsartig aus - seit 1985 bis heute gibt es 
mehr als eine Million Fälle, mehr als 28 vom Hundert des Rinder- 
bestands in Großbritannien sind infiziert. Da diese Krankheit und 
ihre Übertragungswege auch auf den Menschen bislang kaum er- 
forscht sind und keine veterinärmedizinischen Maßnahmen 
gegen BSE existieren, bestehen besonders im Hinblick auf den 
EG-weiten Verbraucher schütz größte gesundheitliche Befürch- 
tungen. Derartige berechtigte Befürchtungen wurden auch bei 
einer Expertenbefragung im Gesundheitsausschuß des Deutschen 
Bundestages am 27. Oktober 1993 sowie im Rahmen eines inter- 
nationalen Symposiums in Berlin Anfang Dezember 1993 erneut 
unterstrichen und bestätigt. Besonders alarmierend ist die Nach- 
richt, daß möglicherweise das Creutzfeldt- Jakob-Syndrom als 
humane Parallelform der tierischen Enzephalopathie betrachtet 
werden muß. Die Einleitung umfangreicher präventiver Maßnah- 
men ist dringend erforderlich. 


11 . 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die folgenden Maßnah- 
men zu ergreifen: 
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1. Verbot 

Die Einfuhr, Ausfuhr und Verarbeitung von Rindern aus Groß- 
britannien und allen Ländern, in denen Tierkörpermehl zur 
Fütterung von Wiederkäuern eingesetzt wird, muß generell in 
Europa sofort verboten werden, auch von solchen Tieren im 
Alter von unter sechs Lebensmonaten. Ebenso soll das Verbot 
gelten für Einfuhr und Verarbeitung von BSE-kontaminierten 
Fleischwaren sowie von Fleisch- und Fütterungsprodukten, die 
mit Innereien wie Hirn, Milz und Rückenmark versetzt sind und 
deren Herkunft unklar ist bzw. bei denen - aufgrund der 
nachgewiesenen Speicherfunktion dieser Organe - der Ver- 
dacht einer BSE -Kontaminierung nicht ausgeschlossen werden 
kann. 

2. Koordinierungsstelle 

Die Ergebnisse aus wissenschaftlichen Studien zu allen Pro- 
blemstellungen im Zusammenhang mit BSE müssen in einer 
entsprechend zugängigen Koordinierungsstelle zusammen- 
geführt und ausgewertet werden. Diese wissenschaftliche 
Koordinierungsstelle ist umgehend einzurichten. 

3. Zulassungspflicht 

Frischzellenpräparate sollen unter den Maßgaben des Arznei- 
mittelgesetzes geregelt werden, so daß sie als zulassungspflich- 
tige Arzneimittel gelten. 

4. Forschung 

Die Forschungsmittel für die Finanzierung der wissenschaft- 
lichen Forschung zu Ursachen, Auswirkungen, Ausbreitung 
und den Einsatz für Präventionsmaßnahmen im Zusammen- 
hang mit der Infektionskrankheit BSE müssen - über den unter 
dem Titel 685 07 - 314 im Haushalt 1994 ausgewiesenen 
Finanzposten hinaus - aufgestockt und, entsprechend der 
erforderlichen Forschungszeit, langfristig finanziell gesichert 
werden. 

5. Beweislast - Umkehr und Haftung 

Die Exporteure bzw. Importeure von Fleisch- und Fütterungs- 
produkten aus anderen Herkunftsländern müssen garantieren, 
daß das von ihnen ein- und ausgeführte Material nicht BSE- 
kontaminiert ist (Beweislast - Umkehr). Die Produkthaftung ist 
auch auf die agrarische Urproduktion auszuweiten. Rechtsan- 
sprüche müssen auch über die nationalen Grenzen hinaus gel- 
tend gemacht und durchgesetzt werden können. Eine entspre- 
chende Regelung ist sobald wie möglich vorzustellen und zu 
verabschieden. 

6. Tiere der zweiten Generation in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die von verseuchten/kontaminierten Tieren abstammen, 
müssen unverzüglich gekennzeichnet werden. 

Bonn, den 16. März 1994 
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Begründung 
Zu Abschnitt II 

Zu Nummer 1 

Aufgrund bisheriger Erkenntnisse, insbesondere hinsichtlich der 
Übertragungswege und der großen Zeitspanne zwischen einer 
Infizierung und dem möglichen Ausbruch der Erkrankung beim 
Menschen, kann keine Sicherheit für die Unbedenklichkeit der 
Fleisch- und Futterprodukte gewährleistet werden. Zudem gibt es 
bislang keine Möglichkeiten einer Dekontamination befallenen 
Fleisches und keine Möglichkeiten einer Therapie bei Krankheits- 
ausbruch. 

Es kann zudem nicht ausgeschlossen werden, daß entsprechende 
Futtermittel auch in Länder außerhalb der EG exportiert werden. 
Damit gefütterte Rinder bzw. deren Fleisch könnte z. B. von ost- 
europäischen Ländern wiederum in die EG und damit in die 
Bundesrepublik Deutschland importiert werden. 

Zu Nummer 2 

Im Rahmen des Verbraucherschutzes sowie des allgemeinen 
Gesundheitsschutzes muß zum Zwecke der Transparenz und 
einer schnellen Zugriffsmöglichkeit eine zentrale Koordinierungs- 
Stelle errichtet werden, die u. a. nationale wie internationale For- 
schungstätigkeit und Forschungsergebnisse zusammenführt und 
auswertet sowie ein internationales Frühwarnsystem ermöglicht. 

Zu Nummer 3 

Bei Frischzellenpräparaten, die in vielfältiger Form aus tierischen 
Produkten hergestellt und zu therapeutischen Zwecken einge- 
setzt werden, muß die Arzneimittelsicherheit gewährleistet sein. 
Bisher fällt die Therapie mit Frischzellen nicht unter das AMG; 
aufgrund des bisherigen Fehlens jeglicher Kontrollmechanismen 
besteht die Gefahr der Infektion durch den BSE-Erreger. 

Zu Nummer 4 

Die im Haushalt für Forschungsvorhaben zur Erkennung und 
Bekämpfung neuer Infektionskrankheiten auf geführten und in ab- 
sehbarer Zeit auslaufenden Finanzmittel sind den Erfordernissen 
keinesfalls angemessen. Aufgrund immer noch äußerst man- 
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gelhafter Sachkenntnis bezüglich der gesundheitlichen Auswir- 
kungen, die im Zusammenhang stehen mit BSE -kontaminierten 
Fleischprodukten, ist im Sinne einer verantwortungsvollen 
Gesundheits- und Verbraucherpolitik die Forcierung der For- 
schung sowie die wissenschaftliche Zusammenarbeit auf inter- 
nationaler Ebene dringend geboten. 

Das Symposium „Übertragbare spongiforme Encephalopathien'' 
des Bundesgesundheitsamtes vom 2. September 1993 macht For- 
schungsdefizite auf diesem Gebiet deutlich. Unter Umständen 
schwerwiegende Folgen für die menschliche Gesundheit konnten 
nicht eindeutig ausgeräumt werden, da der Erreger selbst noch 
unbekannt ist. Sichere Kenntnisse über die horizontalen und verti- 
kalen Übertragungswege, die Inkubationszeit, Nachweismetho- 
den für infiziertes Rindfleisch, Inaktivierungsmethoden für infi- 
zierte Tierkörpermehle gibt es bisher nicht. Zur sicheren Diagno- 
stik und auch zur Epidemiologie ist von namhaften Wissenschaft- 
lern Forschungsbedarf angemeldet worden. 

Aus diesem Grunde ist es, auch aus unserer Erfahrung mit AIDS 
heraus, wo der Erregernachweis deutlich schneller gelang, erfor- 
derlich, in Verantwortung für die Gesundheit der Bevölkerung die 
BSE-Forschung national und international zu forcieren. 

Zu Nummer 5 

Im Sinne eines verantwortungsbewußten Verbraucherschutzes 
muß das Einschleppen der Krankheit verhindert werden, ein weit- 
gehender Schutz rechtlich abgesichert und die Haftungsfrage 
rechtlich eindeutig geklärt sein. 

Zu Nummer 6 

Aufgrund der unzureichenden Erkenntnisse hinsichtlich der 
Übertragungswege sowie fehlender Nachweismethoden der 
Seuche am lebenden Tier kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
eine Übertragung der BSE von einem kontaminierten Muttertier 
auf die nachfolgende Generation über die Geburt erfolgt. Im 
Sinne eines vorbeugenden Gesundheitsschutzes ist eine Kenn- 
zeichnung der Tiere nötig, um mögliche Infektionswege rückver- 
folgen zu können. 
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